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Drucksache VI/212 


Der Bundesminister des Innern 

Vt - ITI 5b-6668-2184/69 


Bonn, den 23. Dezember 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kürzung der Unterhaltshilfe nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz bei Anpassung der Ausgleichsrente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten von Bockeiberg, 
Baier, Ott, Berding und Genossen 
— Drucksache VI/ 122 — 


1. Ist beabsichtigt, durdi Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
die AnpassungsbeLräge der Ausgleichsrente gleichfalls in den 
Katalog der Freibeträge des § 267 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a des 
Lastenausgleichsgesetzes einzubeziehen? 

2. Wie will die Bundesregierung erreichen, daß die oben darge- 
legte indirekte Aufhebung der Anpassung nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz für Empfänger der Unterhaltshilfe nach dem 
LasLenausgleichsgesetz bei der Rentenanpassung am 1. Januar 
1970 vermieden wird? 


Die oben bezeichnete Kleine Anfrage wird im Einvernehmen 
mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen wie folgt beant- 
wortet. 

Der Gesetzgeber wollte durch die Unterhaltshilfe aus dem 
Lastenausgleich die Geschädigten von der Fürsorge bzw. Sozial- 
hilfe unabhängig machen, indem er ihnen in Gestalt dieser 
Leistung eine Mindestversorgung mit Rechtsanspruch garan- 
tierte. Aus diesem Grund hat er in § 261 Abs. 1 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes (LAG) bestimmt, daß die Unterhaltshilfe nur 
bei Vorliegen von Hilfsbedürftigkeit und subsidiär gewährt 
wird; das heißt, der Geschädigte muß sich bei der Gewährung 
von Unterhaltshilfe grundsätzlich alle Bezüge in Geld oder 
Geldeswert (hierzu gehören auch Renten), anrechnen lassen, 
soweit dies möglich oder zumutbar ist. 

Um Härten bei einem Zusammentreffen von verschiedenen 
Einkunftsarten zu vermeiden, wurde in § 267 Abs. 2 LAG ein 
Katalog der Einkünfte aufgestellt, bei denen aus Billigkeits- 
gründen entweder eine gänzliche oder teilweise Freistellung 
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von der Anrechnung erfolgt. Bei den Rentenleistungen nach 
dem Bundesversorgungsgesetz wurde ein Freibetrag in Höhe 
der Grundrente gewährt, weil sie in erster Linie eine Entschä- 
digungszahlung für erlittene Körperschäden und deren Folgen 
darstellt. Die Ausgleichsrente hingegen mußte voll angerechnet 
werden, weil sie ebenso wie die Unterhaltshilfe aus dem Lasten- 
ausgleich eine soziale Hilfsmaßnahme aus öffentlichen Mitteln 
zur Bestreitung des Lebensunterhalts darstellt. Da die Unter- 
haltshilfe aus dem Lastenausgleich nur subsidiär gewährt wer- 
den kann, konnte für eine mit gleicher Zweckbestimmung ge- 
währte Rente aus öffentlichen Mitteln kein weiterer Freibetrag 
eingeräumt werden. Dieser Grundsatz ist bei der umfangreichen 
Novellengesetzgebung zum Lastenausgleich stets beibehalten 
worden, auch nachdem für die Anrechnung der Renten aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung und vergleichbare Versor- 
gungsbezüge Freibeträge eingeführt waren. 

Ist die Ausgleichsrente als solche bei der Unterhaltshilfe in 
vollem Umfang anrechnungspflichtig, muß dies auch für etwaige 
Aufstockungsbeträge der Vergangenheit wie der Zukunft gel- 
ten. 

In diesem Zusammenhang muß jedoch darauf hingewiesen wer- 
den, daß die Leistungen der Unterhaltshilfe seit Erlaß des La- 
stenausgleichsgesetzes ständig verbessert worden sind und daß 
eine weitere Erhöhung zum 1. Juni 1970 zu erwarten ist. Diese 
Erhöhungen wirken sich auf jene, die Unterhaltshilfe neben der 
Ausgleichsrente nach dem Bundesversorgungsgesetz beziehen, 
durch entsprechendes Ansteigen der Gesamtbezüge aus. 

Die Frage zu 1. muß aus diesem Grunde verneint werden-, hin- 
sichtlich der Frage zu 2. ergibt sich aus den vorhergehenden 
Ausführungen, daß die Bundesregierung das dort erwähnte Er- 
gebnis nicht anstreben kann. 


Genscher 
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